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Exzellenz, 
bitte erlauben Sie mir, dass ich mich aus Sorge um die Christen 
Ding Zhongfu und Zhou Songlin aus der Provinz Provinz Anhui an 
Sie wende. Sie wurden am 30. November 2023 bei Razzien festge-
nommen, die bei Mitgliedern der Ganquan-Kirche in Hefei durch-
geführt wurden. Die Polizisten durchsuchten zudem die Wohnun-
gen der Betroffenen. Zusammen mit dem Gemeindeältesten und 
dem Pastor wurden zwei Prediger und ein Mitarbeiter festgenom-
men, die aber am 28. Dezember gegen Kaution freikamen.
Die Volksrepublik China hat am 5. Oktober 1996 den Internationa-
len Pakt über bürgerliche und politische Rechte unterzeichnet, der 
in Artikel 18 das Recht auf Religionsfreiheit beinhaltet. Die Festnah-
me der Christen stellt eine schwerwiegende Verletzung der Reli-
gionsfreiheit dar, obwohl dieses Menschenrecht in Artikel 36 der 
Verfassung Ihres Landes garantiert wird. In diesem Sinne bitte ich 
Sie, sich für ihre umgehende Freilassung einzusetzen. 
Mit freundlichen Grüßen

Christlichen Schulkindern wird Loyalität  
zum Kommunismus gelehrt

Religionsfreiheit  
          im F   kus März 2024

Musterbriefe in deutscher und englischer Fassung können Sie herunterladen:  
https://www.religionsfreiheit-igfm.info

Christen wegen angeblichen  
Betrugs in Haft
Als „Gefangene des Monats 
März“ haben die Internati-
onale Gesellschaft für Men-
schenrechte (IGFM) und 
die Evangelische Nachrich-
tenagentur IDEA die chi-
nesischen Christen Ding 
Zhongfu und Zhou Songlin 
benannt. Der Gemeindeäl-
teste Ding und Pastor Zhou 
wurden bei Razzien am 30. 
November 2023 festgenom-
men. Sie gehören der Gan-
quan-Hauskirche in der ost-
chinesischen Stadt Hefei 
(Provinz Anhui) an, die sich 
weigert, sich der staatlich 
kontrollierten Dachorgani-
sation evangelischer Kirchen 
anzuschließen, der soge-
nannten Drei-Selbst-Verei-
nigung.

Berichten zufolge wur-
den bei diesem Einsatz min-
destens zehn Mitglieder 
der Hauskirche zum Ver-
hör abgeführt. Die Polizis-
ten durchsuchten zudem die 
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Wohnungen der Betroffenen. 
Anschließend wurden Ding 
Zhongfu und Zhou Songlin in-
haftiert. Mit ihnen zusammen 
wurden zwei Prediger und ein 
Mitarbeiter festgenommen, 
die aber am 28. Dezember ge-
gen Kaution freikamen. Ihnen 
allen droht ein Prozess we-
gen angeblichen Betrugs. Die-
ser Vorwurf wird häufig gegen 
Leiter christlicher Gemeinden 
vorgebracht, die sich nicht der 
Kontrolle der kommunisti-
schen gelenkten Behörden un-
terwerfen.

Ding Zhongfu
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In der Sonderverwaltungszone Hongkong 
gerät die Religionsfreiheit zunehmend un-
ter Druck. Davon ist die Stiftung „Komitee 
für Freiheit in Hongkong“ überzeugt. Sys-
tematisch werde gegen Zusagen verstoßen, 
die in der chinesisch-britischen Gemeinsa-
men Erklärung zu Hongkong festgeschrie-
ben wurden, beklagt die Stiftung in einem 
am 30. Januar 2024 veröffentlichten Bericht 
unter dem Titel „Feindliche Übernahme: 
Die KPCh und die Religionsgemeinschaf-
ten Hongkongs“. Darin wird betont, dass 
das von Peking 2020 verhängte Nationa-
le Sicherheitsgesetz (NSL) und die damit 
einhergehende Verschärfung der Kontrolle 

der Kommunistischen Partei Chinas über 
Hongkong zur Unterdrückung der Religi-
onsfreiheit beiträgt.

Laut dem Bericht übernehmen die Kom-
munisten „aktiv die Kontrolle über die re-
ligiösen Institutionen Hongkongs“. Das 
zeige sich an den Bemühungen zur Beein-
flussung der Religionsgruppen, die im Zu-
sammenhang mit der „Sinisierung der Re-
ligion“ in Festlandchina zu betrachten sind. 
So müssten etwa Pfarrer ihre Gemeinden 
zur Achtung „sozialistischer Werte“ er-
mahnen, wenn sie keinen Verdacht erregen 
wollen. In christlichen Konfessionsschu-
len werde von den Lehrkräften erwartet, 

einen chinesischen Patriotismus zu vermit-
teln, was de facto unbedingte Loyalität zur 
Kommunistischen Partei bedeute.

Inzwischen sind die Ausmaße dieser 
Kontrolle besorgniserregend: Die katho-
lische Diözese in Hongkong unterdrückt 
laut Analyse der Autoren Informatio-
nen über religiöse Verfolgung in Chi-
na, während die diözesane „Kommission 
für Gerechtigkeit und Frieden“ von ihrem 
bisherigen Fokus auf chinesische Angele-
genheiten und Menschenrechte abkehre. 
Dies tue sie, obwohl „religiöse Führer und 
Gläubige zunehmend strafrechtlich ver-
folgt werden“.

HONGKONG



konnten noch rechtzeitig vor dem Mob 
in umliegende Felder flüchten.

Diesmal ist es überraschend glimpf-
lich ausgegangen: Nach wenigen Ta-
gen bereits kam die Polizei aufgrund 
von Zeugenaussagen zu dem Ergebnis, 
dass Younis Masih zu Unrecht beschul-
digt wurde. Nun richten sich ihre Er-
mittlungen gegen die Frau, die die An-
zeige erstattet hatte. Inzwischen soll sich 
die Lage im Viertel entspannt haben. Die 
Christen sind in ihre Häuser zurückge-
kehrt. Rechtsanwältin Aneeqa Maria 

Anthony, die den vorübergehend Beschul-
digten als Rechtsanwältin vertrat, sagte: „Das 
hat Vertrauen in der christlichen Gemein-
schaft gegenüber den Behörden geschaffen.“

Reaktion auf angebliche Gotteslästerung, 
insbesondere am 16. August vorigen Jah-
res in Jaranwala Kirchen und Wohnhäuser 
von Christen verwüsteten. Die Bewohner 

kannt als Nr. 100, verhört. Es ist noch un-
bekannt, was ihm vorgeworfen wird.

Wöchentliche Nachrichten aus dem 
Iran, darunter auch über Verfolgung von 
religiösen Minderheiten und über Gewis-
sensgefangene, lesen Sie im Internet unter  
https://www.igfm.de/iran/ oder abonnie-
ren Sie den Newsletter: religion@igfm.de.
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Younis Masih alias Bhagat im Gespräch mit seiner  
Anwältin Aneeqa Maria Anthony

PAKISTAN

RUSSLAND 
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Schon wieder mussten Christen in der 
pakistanischen Stadt Jaranwala um 
ihr Leben fürchten: Am 10. Februar 
2024 zeigte eine Frau ihren christli-
chen Nachbarn Younis Masih, der auch 
Bhagat genannt wird, wegen angebli-
cher Blasphemie an. Sie behauptete, er 
sei gewaltsam in ihr Haus eingedrun-
gen und habe sie aus Wut über ihren 
Übertritt zum Islam schwer misshan-
delt und einen Koran zerrissen.

 Die extremistisch-islamische Par-
tei Tehreek-e-Labbaik schaltete sich 
bald ein und drohte der christlichen Be-
völkerung des Viertels. Es handelte sich da-
bei um diejenige dschihadistische Grup-
pierung, die bereits zuvor mehrfach als 

Russische Behörden haben strafrechtli-
che Ermittlungen gegen weitere russi-
sche Priester eingeleitet, die aus religiö-
sen Gründen den russischen Angriffskrieg 
gegen die Ukraine ablehnen.  Darunter ist 
Viktor Pivovarov, Erzbischof einer nicht 
dem Moskauer Patriarchat unterstehen-
den, unabhängigen orthodoxen Kirche. Er 
erfuhr Ende Dezember 2023, dass gegen 
ihn nach Artikel 280.3, Teil 1 des Strafge-
setzbuchs wegen wiederholter „Diskredi-
tierung der russischen Streitkräfte“ ermit-
telt wird. Wie die Organisation „Forum 18“ 
berichtet, könnte er im Falle eines Schuld-
spruchs zu bis zu fünf Jahren Haft oder ei-
ner Geldstrafe in Höhe von mehr als einer 
jährlichen Durchschnittspension verur-
teilt werden. 

Erzbischof Viktor, der in diesem Feb-
ruar 87 Jahre alt geworden ist, verurteilte 

Der Baha’i Keyvan Rahimian, der bereits 
einmal inhaftiert war, wurde am 18. Juli 
2023 von Sicherheitskräften in Teheran 
festgenommen und in das Evin-Gefängnis 
gebracht. Der Prozessauftakt fand am 6. 
Januar 2024 statt. Es ist noch nicht öffent-
lich bekannt, weswegen ihn die Justiz an-
klagen wird. Seine vorläufige Freilassung 

Glimpfliches Ende nach Blasphemie-Vorwurf

Weitere Strafverfahren nach Kriegskritik

Wiederholte Inhaftierung von Baha’i

die russische Invasion in der Ukraine und 
die Kriegsführung in seinen Predigten und 
Artikeln wiederholt als „aggressiv“, „sata-
nisch“ und „von Gott und Menschen ver-
flucht“, ebenso in einem YouTube Video 
des unabhängigen Nachrichtendienstes 
Novaya Gazeta Europe. Seine erste Ver-
urteilung nach dem Verwaltungsstraf-
recht erfolgte im März 2023 wegen einer 
Stellungnahme gegen den Krieg in einer 
Predigt. Derzeit ermitteln die Behörden 
erneut wegen „Diskreditierung“ der Streit-
kräfte gegen ihn, diesmal im Zusammen-
hang mit einem Blog-Beitrag.

Bewaffnete Sicherheitskräfte (anschei-
nend Mitglieder der Nationalgarde) schlu-
gen und misshandelten Anfang Oktober 
bei einer Razzia in der Kirche von Erzbi-
schof Viktor in Slavyansk-na-Kubani in 
der Region Krasnodar seinen Assisten-

wurde abgelehnt und darauf verwiesen, 
dass das endgültige Urteil abzuwarten sei.

Ein weiterer Bahaì, Yekta Fahandaj Sa’di, 
der am 18. Dezember 2023 erneut festge-
nommen wurde, befindet sich noch im-
mer in Haft und wird mittlerweile seit 
rund zwei Monaten im Internierungsla-
ger des Geheimdienstes von Shiraz, be-

ten, den Priester und Mönch Iona Sigida, 
der danach wegen angeblichem „Ungehor-
sams gegen einen Polizeibeamten“ kurz in 
Haft genommen wurde. Iona Sigida wurde 
Ende November wegen eines Artikels, den 
er auf der Website der Kirche veröffentlicht 
hatte, nach Artikel 20.3.3 des Verwaltungs-
gesetzbuchs („Öffentliche Aktionen mit 
dem Ziel, den Einsatz der Streitkräfte der 
Russischen Föderation zu diskreditieren“) 
zu einer Geldstrafe in Höhe von drei orts-
üblichen wöchentlichen Durchschnittsge-
hältern verurteilt. 

Drei Gegner des russischen Angriffs-
krieges gegen die Ukraine, die ihre Opposi-
tion auf religiöse Gründe stützen, standen 
Anfang Februar 2024 auf der Fahndungs-
liste des Innenministeriums der Russi-
schen Föderation. (Übersetzung: AK Re-
ligionsfreiheit der ÖEA)


